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Verordnung 

über die Kapitalausstattung von Versicherungsunternehmungen 
(Kapitaiausstattungs-Verordnung) 

Vom 3. März 1976 


Auf Grund des § 53 c Abs. 2 und des § 156 a Abs. 2 
des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten 
Versicherungsunternehmungen sowie auf Grund des 
§ 53 c Abs. 2 dieses Gesetzes in Verbindung mit § 1 
Abs. 2 Satz 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Verordnung zur Vereinheitlichung der Versiche¬ 
rungsaufsicht vom 22. Juni 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 363), jeweils in der Fassung des Ersten Durdifüh- 
rungsgesetzes/EWG zum VAG vom 18. Dezember 
1975 (Bundesgesetzbl. I S. 3139) wird mit Zustim¬ 
mung des Bundesrates verordnet: 

§ 1 

(l) Die Höhe der Solvabilitätsspanne bemißt sich 
entweder nach den jährlichen Beiträgen (Beitrags¬ 
index) oder nach den durchschnittlidien Aufwen¬ 
dungen für Versicherungsfälle der letzten drei Ge¬ 
schäftsjahre (Schadenindex). Maßgebend ist der je¬ 
weils höhere Index. Bei Unternehmungen, die im 
wesentlichen die Sturm-, Hagel- oder Frostversiche¬ 
rung betreiben, sind als Schadenindex die durch¬ 
schnittlichen Aufwendungen für Versicherungsfälle 
der letzten sieben Gesdiaftsjahre zugrunde zu legen. 


(2) Für den Beitragsindex werden die iin letzten 
Geschäftsjahr ausgewiesenen Bruttobeiträge ein¬ 
schließlich Nebenleistungen aus selbst abgeschlos¬ 
senem und in Rückdeckung übernommenem Ver¬ 
sicherungsgeschäft (gesamtes Versicherungsgesdiäfl) 
zusammengerechnet. Hiervon sind die auf die Bei¬ 
träge entfallenden Steuern und Gebühren sowie die 
im letzten Geschäftsjahr stornierten Beiträge abzu¬ 
setzen. Von dem verbleibenden Betrag werden bis 
zum Betrag von 36,6 Millionen Deutsche Mark 18 
vom Hundert, von dem darüber hinausgehenden 
Betrag 16 vom Hundert ermittelt. Die Summe dieser 
Ergebnisse ist mit dem Verhältnissatz zu verviel¬ 
fachen, der sidi im letzten Geschäftsjahr für das ge¬ 
samte Versicherungsgeschäft aus dem Verhältnis 
der Aufwendungen für Versicherungsfälle für eigene 
Rechnung zu den Bruttoaufwendungen für Versidie- 
rungsfälle ergibt. Der Verhäitnissatz ist mit min¬ 
destens 50 vom Hundert anzusetzen. 

(3) Für den Schadenindex werden die Brutlo- 
zahlungen für Versicherungsfälle in dem nadi Ab¬ 
satz 1 maßgebenden Zeitraum und die am Ende des 
letzten Geschäftsjahres gebildeten Bruttorückstel- 
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lungcn für noch nicht cibgewickelle Versichenings- 
iä!le lür das gesamte Versicherungsgeschäfl ziisam- 
TTiengerocbnet. Von dieser Summe sind die wahrend 
des nach Absatz 1 maßgebenden Zeitraums erziel¬ 
ten Erträge aus Regressen sowie die zu Beginn die¬ 
ses Zeitraums vorhandenen Bruttorückstellungen 
für noch nicht abgewickclte Versicherungsfälle für 
das gesamte Versicherungsgeschäft abzusetzen. Der 
verbleibende Betrag ist durch die entsprechende An¬ 
zahl der Jahre zu teilen. Von dem Ergebnis werden 
bis zum Betrag von 25,62 Millionen Deutsche Mark 
26 vom Hundert und von dem darüber hinausge- 
benden Betrag 23 vom Hundert ermittelt. Absatz 2 
Satz 4 und 5 ist anzuwenden. 

(4) Die Vomhundertsätze der Absätze 2 und 3 
sind auf ein Drittel zu kürzen, soweit Krankenver¬ 
sicherungen nach Art der Lebensversicherung be¬ 
trieben werden, wenn 

1. die Beiträge auf der Grundlage von Wahlschein- 
lichkeitstafeln nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen berechnet werden, 

2. eine Alterungsrückstellung gebildet wird, 

3. ein angemessener Sicberheitszuschlag erhoben 
wird und 

4. nach den Allgemeinen Versicherungsbedingungen 

a) das Kündigungsrecht der Versicherungsunter¬ 
nehmung spätestens nach Ablauf des dritten 
Versicherungsjahres ausgeschlossen ist sowie 

b) eine Erhöhung der Beiträge oder eine Herab¬ 
setzung der Leistlingen mit Wirkung für be¬ 
stehende Versicherungen Vorbehalten ist. 


Bonn, den 3. März 1976 


§ 2 

Der Gorantiefo^nds beträgt, mindestens 

1. 1 464 000 Deutsche Mark, wenn Risiken gedeckt 
werden, die zu einer in Teil A Nr. 10 bis 15 der 
Anlage zum Gesetz genannten Versicherungs¬ 
sparte gehören, 

2. 1 098 000 Deutsche Mark, wenn Risiken gedeckt 
iverden, die zu einer in Teil A Nr. 1 bis 8 und 16 
der Anlage zum Gesetz genannten Versiche¬ 
rungssparte gehören, 

3. 732 000 Deutsche Mark, wenn Risiken gedeckt 
werden, die zu einer in Teil A Nr. 9 und 17 der 
Anlage zum Gesetz genannten Versicherungs¬ 
sparte gehören. 

Werden Risiken aus mehreren Versicherungsspar- 
ten gedeckt, so ist der höchste Betrag maßgebend. 

§ 3 

Der nach § 156 a Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes maß¬ 
gebende Betrag der jährlichen Beiträge wird auf 3,66 
Millionen Deutsche Mark festgesetzt. 

§ 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 4 des Ersten 
Durchführungsgesetzes/EWG zum VAG vom 18. De¬ 
zember. 1975 (Bundesgesetzfol, I S. 3139) auch im 
Land Berlin, 

§ 5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver- 
kündimg in Kraft. 


Der Biindesminister der Finanzen 
Hans Apel 
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Nr, 22 


Verordnueg 

zur Förderung der beruflichen Fortbildung und Umschulung 
bei ungünstiger ßeschäftigungslage 

f Verordnung nach § 42 A.b:s. 4 und § 47 Abs. 1 Satz 2 des Arbeitsförderungsgesetzes) 

Vom 3, März 1976 


Aiü' Grund des § 42 Abs. 4 und des § 47 Abs. 1 
Salz 2 des Arbeitsld'rderunrisgosetzes wird verord¬ 
net: 

§ i 

Abweichend von § 42 Abs. i Nr. 1 des Arbeits- 
tö rde ru rig sg cs-e!.zt;‘ s w i rd ein a rbe i tsiose r Antrag- 
ste 11 e r mi l einer abgesddossenen Beruf.sausbiidüng, 
der das 25. Lebensjahr nodi nkhl vollendet hat, ge¬ 
fördert,, wenn er 

1. innerhalb der lelzten 12 Mona.te vor Beginn der 
Maßnahme inindeslcnis 9 Motiale oder,, 

2. sofern er an einer Maßnahme nach § 42 Abs, 3 
des A rbe its fö rdo ru,ngsges e. izes teilni,mnit, inne-r- 
halb der letzten 9 Monate vor Beginn der Maß¬ 
nahme; mindestens 6 Monate 

arbeitslos gemeldet war und ilim vomussiditlieh in 
absehbarer Zeit keine diigemessene Arbeit ange- 
boten werden kaEin. 

§ 2 

(1) Abweichend von § 42 Ab.s., 2 des .Arbeitsförde- 
rungsgesetzes wird ein An trag siel 1er gefördert, 
wenn 

1. er arbeitslos gerne[dei ist oder ohne Teilnahme 
an der Maßnahme arbeitslos wäre und 

2. im Einverständnis mit dem zuständigeji Arbeits¬ 
amt auf Grund des vor Inkra.ftlrelens dieser Ver¬ 
ordnung geltenden. Rechts geplant wax„ eine vor- 
angegangene Bildiingsmaßiialinie durch die wei¬ 
te re Bi Id ung sma ß iia iime z u e rganzen. 

(2) Abweichend von § 42 Abs. 2 des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes wird ein .Anssiedler im Sinne des § 1 
Abs. 2 .Nr. 3 un.d Abs. 3 des BundesvertrLebenen¬ 
ge setz es auch dann geförderl,, wenn er 


1. Förderung für die Teilnahme an einer Fortbil- 
dungs- oder Umschulungsmaßnahme beantragt, 
nachdem er bereits als Teilnehmer an einem 
Sprachlehrgang nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
gefördert w^orden ist, 

oder 

2, Förderung für die Teilnahme an einem Sprach¬ 
lehrgang beantragt, nachdem er bereits als Teil¬ 
nehmer an einer Fortbildimgs- oder Umschulungs- 
maßnahme nach dem Arbeitsförderungsgesetz ge¬ 
fördert worden ist. 

§ 3 

Abweichend von § 42 Abs. 1 und 2 des Arbeits- 
förderungsgesetzes wird bei einem Antragsteller, 
der die letzten 6 Monate vor Beginn der Maßnahme 
arbeitslos gemeldet war und dem voraussichtlich in 
absehbarer Zeit keine angemessene Arbeit ange- 
boten w^erden kann, die Zeit der Arbeitslosigkeit 
auf die Zeiten der beruflichen Tätigkeit angerechnet. 

§ 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. l S. 1) in Verbindung mit § 250 Satz 2 des 
Arbeiisförderuiigsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 5 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1976 in Kraft.. 

(2) Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 1976 
außer Kraft. Sie gilt nur für Antragsteller, die vor 
Ablauf der Geltungsdauer dieser Verordnung mit 
der Teilnahme an einer Bildungsmaßnahme begon¬ 
nen und vor diesem Zeitpunkt Leistungen beantragt 
haben. 


Bonn, den 3, Marz 1976 


Der Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung 
Walter Arendt 
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Enischeidiing des Bimdesverfassiingsgerichis 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 16. Dezember 1975 — 2 BvL 7/74 —, ergangen 
auf Vorlage des Verv/altungsgerichts Hannover, wird 
nachfolgender Entscheidungssatz veröffentlicht: 

§ 33 Absatz 3 Niedersächsisches Richtergesetz vom 
14, Dezember 1962 (Gesetz- und Verordnungsbl. 
S. 265) in der Fassung des Artikels 1 Abschnitt II 
Nr. 13 des Gesetzes zur Änderung des Nieder- 
sächsischen Richtergesetzes vom 3. Juli 1972 (Ge- 
.setz- und Verordnungsbl. S, 365) ist in der sich aus 
den Gründen ergebenden Auslegung mit dem 
Grundgesetz und dem sonstigen Bundesrecht ver¬ 
einbar. 

Der vorstehende Entscheidungssalz hat gemäß § 31 
Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfassungs¬ 
gericht Gesetzeskraft. 


Bonn, den 24. Februar 1976 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Vogel 
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land und der Rcgicnincj der Französischen Republik über den Betrieb des beweglichen 
Wehrs life/heim '. 370 


Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vorn 30. Januar 1950 
(Bundesgeset'/b). S. 23) wird auf folgende im Bündesanzeiger verkündete Rechtsverordnungen nachriebtiieh 
hingewiesen: 


Verkündet im Tag des 

Datum und Bezcirbniing der Verordnimg Bundesanzeiger Inkraft- 

Nr. vom tretens 


17.2.76 Veiordnang Nr. 4/76 über dre Festsetzung von 
GnIgo) 1 0 n für Verkehrs 1 e islu ngen der Binnenschiff- 

fahrt 39 26.2.76 5.3.76 

26. 2. 76 Verordnung über die Ztdassüng von 1 lande)ssaat- 

yul )i»ei Esparsette 42 2.3.76 3.3.76 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


Da l ü ni n a d Bi »d s n u ng d er Reditsv orsdi riff. 


Veröffentlidit im Amtsblatt der 
Europäisdien Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr,/Seite 


Vorschriflen für die Agrarwirtschaft 

4.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 248/76 der Kommission zur Fest¬ 
es e Iz u iig der Referenzpreise für Gurken für die Mona 1 e 
Februar und März 1976 

4. 2. 76 Verordnung (EWG) Nr. 250/76 der Kommission zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 1107/68 über Durchführungsbe¬ 
stimmungen betreffend die Interventionen auf den Märkten 
der Käsesoiien G r a n a P a d a n o und Parmigiano 
R e g g i a n ü 

4.2.7Ü Verordaung (EWG) Nr. 251/76 der Kommission zur Fest¬ 

setzung der Absdiöpfungeii bei der Einfuhr von Weiß- und 
R o h z u c k e r 

5.2, 76 Verordnung (E WG) Nr. 252/76 der Kommission zur Fest¬ 

setzung der auf (ietreide, Mehle, Grobgrieß und 
Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab- 
scliöjrliiogen bei der Einfuhr 

5.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 253/76 der Kommission zur Fest¬ 

setzung der Prämien, die den Abschöpfungen bei der Einfuhr 
für G e l 1 e i d e , Mehl und Malz hinzugefügt werden 

5.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 254/76 der Kommission zur Fest¬ 

setzung der bei Reis und Bruchreis anzuwendenden 
Abschöpfungeil bei der Einfuhr 

5.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 255/76 der Kommission zur Fest¬ 

setzung der Prämien als Zuschlag zu den Abschöpfungen he: 
der Ein full! für Reis und Bruchreis 

5.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 256/76 der Kommission zu.r Fesl- 

sotzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Kälbern 
und ausgewachsenen Rindern sowie von R i n d - 
fleisch, ausgenommen gefrorenes Rindfleisch 

5.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 257/76 der Kommission zur vierten 
Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 2042/75 über besondere 
Durch führungsvorschrifteil für Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen 
für G e l r e i ri e und Reis 

5. 2. 76 Verordnung (EWG) Nr. 258/76 der Kommission zur Änderung 

der Verordnung (EWG) Nr. 3338/75 über eine zweite Aus¬ 
schreibung von Grana-Padano-Käse aus den Bestän¬ 
den der italienischen Intervenüonsstelle 

5.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 259/76 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weiß- und 
R o h z u c k e r 

5. 2. 75 Verordnung (EWG) Nr.. 260/76 der Kommission zur Änderung 
des Grundbeliags der Abschöpfung bei der Einfuhr von 
Sirup und bestimm teil anderen Erzeugnissen des Zucker- 
Sektors 

5.2. 76 Verordnung (EWG) NT. 261/76 der Kommission zur Änderung 

der bei der Einfuhr von Getreide- und Reisverar¬ 
beit u n g s e r Zeugnisse ii zu erhebenden Abschöpfun¬ 
gen 

6.2.76 Verordnung (EWG) Kr. 262/76 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 
Feingrieß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen bei der Einfuhr 

6.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 263/76 der Kommission zur Fest¬ 
setzung der Prämien, die den Abschöpfungen bei der Einfuhr 
für G e t r e i d e , Mehl und Malz hinzugefügt werden 


5. 2. 76 

5. 2. 76 

5. 2. 76 

6, 2. 76 

6, 2.. 76 

6. 2. 76 

6, 2. 76 

6. 2. 76 

6. 2. 76 

6. 2. 76 

6. 2. 76 

6. 2. 76 

6. 2. 76 

7. 2. 76 

7. 2. 76 


L 30/0 

L 30/11 

L 30/12 

L 32/1 

L 32/3 

L 32/5 

L 32/7 

L 32/9 

L 32/12 

L 32/14 

L 32/15 

L 32/16 

L 32/17 

L 33/1 


L 33/3 
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Veröffentlicht iai Amtsblatt der 
Eiiropäisdien Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr./Seile 


4.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 264/76 der Kommission über eine 
Ausschreibung zur Lieferung von auf dem Markt der Gemein¬ 
schaft. gekauUem B ii 11 e r o i l im Rahmen der Nahrungs- 
i}ütt(::]].rilfc an die Islaini.sche Repiiblik Pakislnn 

6. 2. 76 Verordnung (EWGi) Nr. 265/76 der Kommission zur Änderung 
der Verordnung fEWG) Nr. 196/76 über besondere Bedin¬ 
gungen bei der Zahlung der Erstattung für Magermilch- 
p V* I V e r , da:s im Best immungsland zur Tierfütterung ver- 
v.rendet. vvj.rd 

6.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 266/76 der Kommission zur Fest- 

-Setzung der Erslaltungen für Milch und Milcher zeiig- 
B i SSO, die in unveründerlein Zustand aus geführt werden 

6.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 267/76 der Kommission zur Fest¬ 

setzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr für Olivenöl 

6.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 268/76 der Kommission zur Fest¬ 

setzung des WelLmarktpreises für Raps- und und Rüb- 
s e n s a m e n 

6.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 269/76 der Kommission zur Fest- 

sefzung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weiß- und 
R ö h z u c: k e r 

6.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 270/76 der Kommission zur Änderung 
der Erstat tung bei der Ausfuhr von Ö 1 s a a t e n 

6.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 271/76 der Kommission zur Änderung 
der Währunysausgleichsbeiräge infolge der Entwicklung der 
Wef hselkurse der italienischen Lira 

6. 2. 76 Verordnung (EWG) Nr. 272/76 der Kommission zur Fesiset- 
zung der Elemente für die Berechnnng der Differenzbeträge 
für Raps- und R ü b s e n s a m e n 

6, 2.76 Verordnung (EWG) Nr. 273/76 der Kommission zur Änderung 
des Anhangs der Verordnung (EWG) Nr. 136/76 zur Festset¬ 
zung des Mindestpreises für den Verkauf von Mager- 
m i 1 r h p 11 1 V e r für das im Rahmen der Verordnung (EWG) 
Nr. 3354/75 durchgeführtc Au,sschreibungsverfahren 

9.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 274/76 der Kommission zur Festset¬ 
zung der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 
F e i n g r i e ß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab¬ 
schöpfungen. bei der Einfuhr 

9.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 275/76 der Kommission zur Festset¬ 
zung (krr Prämien, die den Abschöpfungen bei der Einfuhr für 
G e 1 r e i d e , Me h 1 und Malz hinzugefügt werden 

9.2. 76 Verofduung (EWG) Nr. 276/76 der Kommission zur Festset¬ 
zung der AbsGiüpfuiigen bei der Einfuhr von Weiß- und 
R o h z vi c; k e r 

10.2.76 W.^r(jrdnung (EWG) Nr. 278/76 der Kommission zur Festset- 
ziing der auf Getreide, Mehle, Grobgrieß und 
F e i n g r i e ß von Weizen oder Roggen anwendbaren Ab- 
sctiöfitiingen bei der Einfuhr 

10.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 279/76 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Präinion, die den Abschöpfungen hei der Einfuhr für 
G e t r e i d e , M e h 1 und Malz hinzugefügt werden 

10.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 280/76 der Kommission zur Festset¬ 
zung der durchschnittlichen Erzeugerpreise für Wein 

10.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 282/76 der Kommission zur Aufhe¬ 
bung der Verordnung (EWG) Nr. 249/74 zur Aussetzung der 
periodischen Festsetzung der Ausfubrerstatlungen für 
W e i ß z 11 c k e r und Rohzucker 

10. 2. 76 Verordnung (EWG) Nr. 283/76 der Kommission zur Berichti¬ 
gung der Verordnung (EWG) Nr. 76/76 zur Einführung der 
Koppelung der Einfulir von Erzeugnissen des Rind- 
fieisch Sektors im Rahmen von Schutzmaßnahmen mit 
dem yMisaiz von Rindfleisch aus Beständen der Interventions- 
Stellen 

10.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 284/76 der Kommission zur Festset¬ 
zung der Abschöpfungen bei der Einfuhr von Weiß- und 
R o h / u c k e r 


7. 2. 76 

7. 2. 76 

7. 2, 76 
7. 2. 76 

7. 2. 76 

7. 2. 76 

7.2. 76 

9. 2. 76 

9. 2. 76 

9. 2. 76 

10. 2. 76 

10. 2. 76 

10. 2. 76 

11.2.76 

11.2. 76 

11. 2. 76 

11. 2. 76 

11.2. 76 

11.2. 76 


L 33/5 

L 33/7 

L 33/8 
L 33/21 

L 33/23 

L 33/25 
L 33/26 

L 34/1 

L 34/25 

L 34/29 

L 35/1 

L 35/3 

L 35/5 

L 36/2 

L 36/4 
L 36/6 

L 36/9 

L 36/10 


L 36/11 
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Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
vom Nr./Seite 


10.2.76 Verordmiiig (EWG) Nr. 285/76 der Kommission zur Änderung 
des Grund beit aqs der Abschöpfung bei der Einfuhr von Si~ 
I u () lind besütiiinlen anderen Erzeugnissen des Zucker Sek¬ 
tors 

10. 2. 76 Veroidnung (EWG) Nr. 286/76 der Kommission zur Änderung 
(ier I)ei der ErsUd Uiiig [(ir Getreide anzuwendenden ße- 
richligung 

Andere Vorschriften 

4.2.76 Verordnung (EWG) Nr. 249/76 der Kommission zur .Aufhe¬ 
bung dor Einlidmit)erwa( hung für Tonbandgeräte 

9.2.76 Verordnung (EWCi) Nr. 277/76 des Rates zur Aufrechlerlidl- 
lung der hin sicht lieh der Einfuhr von gewissen Textilerzeug¬ 
nissen mit Ursprung in der Republik Korea ergriffenen Eil- 
inabnaluric'n 

10.2.76 VetOrdnung (EWG) Nr. 281/76 der Kommission zur Wieder- 
einlnhrung des Zollsatzes für Handschuhe, einschließlich 
Scbützbandschuhe für alle Berufe, der Tarifstelle 42.03 B i. 
mil Ursprung in Hongkong, dem die in der Verordnung 
(EWG) Nr. 3010/75 des Rates vom 17. November 1975 vorge¬ 
sehen (’ n 7o 11 1 )rä f('ren zen gewährt werden 


11.2.76 L 36/12 


1L2,76 L 36/13 


5.2.76 L 30 'T0 


11.2.76 L 36/1 


11,2.70 L 36/8 


— B e r i c li t i g u ri g der Verordnung (EWG) Nr. 2731/75 des 
Rates vom 29. Oktober 1975 über die Standardqualitäten für 
Weichweizen, Roggen, Gerste, Mais und Hartweizen (ABI. Nr, 
L 281 vom 1. 11. 1975) 

— Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 2751/75 des 
Rates vorn 29. Oktober 1975 zur Änderung der Verordnung 
(EWG) Nr. 1693/72 hinsichtlich der Verfahren zur Bereitstel¬ 
lung der Nahrungsmillelhilfe zugunsten der Länder der Sahel- 
zone (ABI. Nr. L 281 vom 1. 11. 1975) 

— Berit: h t i g u n g der Verordnung (EWG) Nr. 2752/75 des 
Rates vom 29. Oktober 1975 zur Abweichung von der Verord- 
luing (EWG) Nr. 1693/72 hinsichtlich der Verfahren zur Be¬ 
reitsten ung der Nahrungsmittelhilfe für die SaheTLänder und 
Äthiopien (ABI. Nr. L 281 vom 1. 11, 1975) 

— Berichtigung der Verordnung (EWG) Nr. 3145/75 des 
Rates vom 24. November 1975 über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung von Gemeinschaftszollkontingenten für be¬ 
stimmte Textilerzeugnisse der Tarif nummern 55.05 und 55.09 
und der Tarifstelle ex 58.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs mit 
Herkunft aus der Türkei (für das Jahr 1976) (ABI, Nr. L 317 
vom 8. 12. 1975) 

— B e r i c h 1 i g u n g der Verordnung (EWG) Nr. 2734/75 des 
Rates vom 29. Oktober 1975 zur Festsetzung der Standardqua¬ 
litäten für bestimmte Arten von Getreide, Mehl, Grobgrisß 
und Feingrioß sowie der Regeln für die Festsetzung der 
S(:h\v(ü len preise dieser Arten (ABI. Nr. L 281 vom 1. 11. 1975} 


10. 2,. 76 L 35/14 


10.2.76 L 35/14 


10.2.76 L 35^4 


10.2.76 L 35/15 


11.2. 76 L 36/26 
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